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Pressemitteilung vom 25. Mai 2023 

Die Unschuldsvermutung gilt auch in Bayern 

Am 24. Mai 2023 ließ die Generalstaatsanwaltschaft München die Homepage der 

„Letzten Generation“ sperren. Ein unter dem Wappen der Generalstaatsanwaltschaft 

dort veröffentlichter Hinweis stufte – mit Ausrufezeichen versehen – die „Letzte 

Generation“ als „kriminelle Vereinigung“ ein und warnte, dass Spenden an die „Letzte 

Generation“ ein strafbares Unterstützen dieser „kriminellen Vereinigung“ darstelle. 

Diese Maßnahme stellt einen eklatanten Verstoß gegen die Unschuldsvermutung dar 

und schadet dem Ansehen der Generalstaatsanwaltschaft München als rechtsstaatlich 

handelnder Institution.  

Die Unschuldsvermutung gehört zu den selbstverständlichen und unumstrittenen 

Grundsätzen des Strafrechts. Jeder hat hiernach bis zum Nachweis der Schuld als 

unschuldig zu gelten. Hieraus folgt für die Öffentlichkeitsarbeit staatlicher Behörden, dass 

niemand einer Straftat als schuldig behandelt werden darf, bevor die Schuld nicht gerichtlich 

durch rechtskräftige Verurteilung festgestellt wurde. Es steht daher keiner staatlichen 

Behörde zu, den öffentlichen Eindruck zu erwecken, Betroffene seien strafrechtlich schuldig, 

solange dies nicht rechtskräftig gerichtlich festgestellt ist. Dies gilt gerade auch für die 

Öffentlichkeitsarbeit von Staatsanwaltschaften während laufender Verfahren. 

Gegen diese Grundsätze hat der heutige, unmissverständlich vorverurteilende Hinweis – den 

die Behörde mittlerweile wieder entfernt hat - klar verstoßen. Der Vorgang ist umso 

gravierender, als dass die öffentliche Einstufung als „kriminelle Vereinigung“ alles andere als 

selbsterklärend und die rechtliche Diskussion (auch unter den Staatsanwaltschaften in 

Deutschland) von einer Klärung weit entfernt ist. Zudem ereignete sich der Vorgang in einem 

politisch aufgeheizten Umfeld: der bayerische Ministerpräsident Söder hat öffentlich 

wiederholt ein „striktes Durchgreifen“ (AZ München, 23. 02. 2023) gegen die „Letzte 

Generation“ verlangt und die Generalstaatsanwaltschaft München hatte daher als 

Justizbehörde wenige Monate vor der Landtagswahl allen Anlass, die gebotene mediale 

Distanz zur überschießenden Kraftmeierei der politischen Akteure zu wahren.  

Staatsanwaltschaften sind in Deutschland allen europäischen Mahnungen zum Trotz (und 

anders als Gerichte) weisungsabhängige Behörden im Geschäftsbereich der 

Landesregierungen. Sie stehen daher in besonderer Verantwortung, jeden Anschein 

unzulässiger politischer Beeinflussung oder Beeinflussbarkeit zu vermeiden. Die „Neue 

Richtervereinigung“ bedauert sehr, dass dies hier nicht gelungen ist – und erneuert aus 

diesem Anlass ihre Forderung zu einer grundlegenden Reform der Staatsanwaltschaften hin 

zu echter Unabhängigkeit nach europäischem Verständnis. 


